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festzustellen, ob die in den Artikeln 22 bis 25 dieses 
Vertrages festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind.

(3) Gegen die Entscheidung kann der Schuldner die 
Einwendungen Vorbringen, die die Gesetze des Ver­
tragspartners vorsehen, dessen Gericht über die Voll­
streckung entscheidet.

Artikel 28
Die in Artikel 21 des vorliegenden Vertrages ge­

nannten Gerichtsentscheidungen und Urkunden über 
Unterhaltsverpflichtungen gemäß Artikel 24 dieses 
Vertrages werden anerkannt und vollstreckt, wenn sie 
nach Inkrafttreten dieses Vertrages rechtskräftig und 
vollstreckbar geworden sind.

Artikel 29
Vollstreckung von Kostenentscheidungen

(1) Wird eine Partei, die gemäß Artikel 2 dieses 
Vertrages von der Sicherheitsleistung für die Ver­
fahrenskosten befreit war, durch eine rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidung eines Vertragspartners zur 
Erstattung der Verfährenskosten verpflichtet, so wird 
diese Entscheidung auf Antrag der berechtigten Partei 
auf dem Territorium des anderen Vertragspartners 
gebührenfrei vollstreckt.

(2) Das Gericht, welches über die Genehmigung der 
Vollstreckung der Entscheidung gemäß Absatz 1 die­
ses Artikels entscheidet, beschränkt sich allein darauf, 
festzustellen, ob die Kostenentscheidung rechtskräftig 
und vollstreckbar ist.

(3) Für den Antrag auf Vollstreckung und die beizu­
fügenden Anlagen gelten die Bestimmungen des Ar­
tikels 26 dieses Vertrages entsprechend.

Artikel 30
Ausfuhr von Saehen und Überweisungen

Von den Bestimmungen dieses Vertrages über die 
Vollstreckung von Entscheidungen werden die gesetz­
lichen Vorschriften der Vertragspartner über die 
Überweisung von Geldbeträgen oder die Ausfuhr von 
Gegenständen, die durch eine Vollstreckung erlangt 
sind, nicht berührt.

Artikel 31 
Herausgabe des Nachlasses

(1) Fällt auf der Grundlage einer Entscheidung im 
Sinne der Bestimmung des Artikels 21 Absatz 2 der 
bewegliche Nachlaß oder der aus dem Verkauf von 
beweglichem oder unbeweglichem Nachlaß erzielte Er­
lös nach Durchführung eines Nachlaßverfahrens an 
Erben mit Wohnsitz oder Aufenthalt auf dem Terri­
torium des anderen Vertragspartners, und kann die­
sen oder ihren Bevollmächtigten der Nachlaß oder sein 
Erlös nicht direkt übergeben werden, erfolgt die Aus­
händigung an die zuständige Mission dieses Vertrags­
partners.

(2) Gemäß der Bestimmung des Absatzes 1 dieses 
Artikels wird verfahren, wenn

a) alle mit der Erbschaft verbundenen Abgaben und 
Gebühren bezahlt oder sichergestellt sind;

b) das zuständige Organ die notwendige Genehmi­
gung zur Ausfuhr der Nachlaßgegenstände oder 
für die Überweisung von Geldbeträgen erteilt hat.

Teil V

Artikel 32
Information über Fragen der Rechtspflege

Ausgehend von den in der Präambel dieses Vertra­
ges enthaltenen Grundsätzen der Zusammenarbeit er­
teilen die Ministerien der Justiz der Vertragspartner 
einander auf Wunsch Auskunft über das Recht und die 
Rechtspraxis ihrer Staaten. Sie informieren sich wech­
selseitig über wichtige Gesetzgebungsakte auf dem Ge­
biet der Rechtspflege und tauschen ihre Erfahrungen 
bei der Vorbereitung von Gesetzen aus.

Neben Gesetzestexten werden auch entsprechende 
Kommentare und andere rechtswissenschaftliche Lite­
ratur zwischen beiden Ministerien ausgetauscht. Die 
gegenseitige Information erstreckt sich auch auf die 
Ausbildung der Richter.

Teil VI 

Schlußbestimmungen

Artikel 33

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation.

(2) Der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt 
in Berlin.

Artikel 34
(1) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach Austausch 

der Ratifikationsurkunden in Kraft. Er gilt für die 
Dauer von fünf Jahren.

(2) Wenn nicht einer der Vertragspartner mindestens 
sechs Monate vor Ablauf dieser Frist den Vertrag 
kündigt, bleibt der Vertrag jeweils weitere fünf Jahre 
in Kraft.

Ausgefertigt in Kairo, am 22. Mai 1969 in zwei Ori­
ginalen, jedes in deutscher und in arabischer Sprache, 
wobei beide Texte die gleiche Gültigkeit besitzen.

Zum Beweis dessen haben die Bevollmächtigten der 
Vertragspartner diesen Vertrag unterzeichnet und ge­
siegelt.
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